
Mündliche Anfrage mit Antwort vom 21.01.2010 
 
des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf die Frage 19 der Abg. Dr. Gab-
riele Andretta, Daniela Behrens, Dr. Silke Lesemann, Matthias Möhle, Jutta Rüb-
ke, Stefan Schostok und Wolfgang Wulf (SPD)  
 
Kommen in Niedersachsen jetzt auch in Jura und Medizin Bachelor-
/Masterstudiengänge?  
 
Während im Zuge des Bologna-Prozesses nahezu alle Studiengänge auf die 
neuen Bachelor-/Masterstrukturen umgestellt worden sind, galt dies in Deutsch-
land bislang nicht für die Juristen- und Medizinerausbildung. Waren sich die 
Bundesländer bisher einig, die Juristen- und Medizinerausbildung zunächst aus 
dem Bologna-Prozess herauszulassen, so gibt es inzwischen Vorstöße, auch 
im Bereich der Juristen und Mediziner Bachelor-/Masterstrukturen zu entwi-
ckeln. So haben die Länderjustizminister aus Baden-Württemberg, Sachsen 
und Nordrhein-Westfalen konkrete Vorschläge für Bachelor-/Mastermodelle in 
der Juristenausbildung vorgelegt. In Niedersachsen soll ab dem Wintersemester 
2011/2012 an der Universität Oldenburg, in Kooperation mit der niederländi-
schen Universität Groningen, der „Bachelor of Medicine“ angeboten werden, auf 
dem ein Masterstudiengang aufbauen kann.  
 
Wir fragen die Landesregierung:  
 

1. Befürwortet sie die Umstellung des Jura- und Medizinstudiums auf die 
neue zweistufige Studienstruktur? Wenn ja, welche Gründe sprechen 
aus ihrer Sicht dafür? Wenn nein, welche Gründe sprechen dagegen?  

 
2. Welche Bedarfe und beruflichen Einsatzfelder sieht die Landesregierung 

für Bachelorjuristen bzw. Bachelormediziner?  
 

3. Wie hoch sind die Einrichtungskosten einer medizinischen Fakultät an 
der Carl-von-Ossietzky Universität Oldenburg sowie der geplanten „Eu-
ropean Medical School“ und des zu bildenden Universitätsklinikums Ol-
denburg, wie hoch sind die laufenden Folgekosten, wie sollen diese Kos-
ten aufgebracht werden, in welchem Rahmen soll sich die Universität Ol-
denburg mit ihren vorhandenen Mitteln an diesen Kosten beteiligen, und 
welche Kosten wird das Land zusätzlich übernehmen?  

 
 
Antwort: 
 
Zu 1:  
Die Justizministerkonferenz hat in ihrer Herbstkonferenz vom 20. November 
2008 die Berichte des Koordinierungsausschusses über die Erfahrungen mit ju-
ristischen Bachelor- und Masterstudiengängen der Hoch- und Fachhochschulen, 
über Berufsfelder, die für eine Ausbildung nach der Bachelor-/Masterstruktur re-
levant sein können und über die Einführung der Bachelor-/Masterstruktur in der 
Juristenausbildung anderer europäischer Staaten sowie den Bericht über das 
vom Koordinierungsausschuss entwickelte Diskussionsmodell eines Spartenvor-
bereitungsdienstes zur Kenntnis genommen. Angesichts der aktuellen Diskussi-



on in der juristischen Fachwelt hat sie den Koordinierungsausschuss beauftragt, 
anhand unterschiedlicher Modelle Möglichkeiten und Konsequenzen einer Ba-
chelor-/Masterstruktur einschließlich der berufspraktischen Phase unter Berück-
sichtigung des entwickelten Diskussionsmodells eines Spartenvorbereitungs-
dienstes aufzuzeigen und bis spätestens 2011 zu berichten.  
 
Auf der Grundlage dieses im Jahr 2011 erscheinenden Berichtes wird die Lan-
desregierung die Frage einer Umstellung der Juristenausbildung nach Bologna-
Kriterien bewerten. Sie ist sich dabei ihrer Verantwortung bewusst und setzt auf 
Augenmaß und Einbeziehung maßgeblicher Fachexpertise. Im Übrigen wird dar-
auf hingewiesen, dass in der Hanse Law School der Universitäten Bremen, Gro-
ningen und Oldenburg bereits ein gut nachgefragter juristischer Studiengang in 
der Bachelor-/Masterstruktur angeboten wird.  
 
Die Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg plant, eine medizinische Fakultät 
zu gründen und in Kooperation mit der Rijksuniversiteit Groningen einen europäi-
schen, Bachelor-Master-gestuften Studiengang Humanmedizin einzuführen. Die 
Initiative sieht vor, entsprechend dem Qualifikationsrahmen für Deutsche Hoch-
schulabschlüsse eine dreistufige Studienstruktur in der Humanmedizin einzufüh-
ren. Der europäische Studiengang soll gestuft werden in einen Bachelorstudien-
gang mit einem berufsqualifizierenden ersten Hochschulabschluss für Tätigkeiten 
außerhalb des Arztberufs und einen Masterstudiengang, dessen Abschluss den 
Zugang zum Arztberuf ermöglicht. Als dritte Stufe soll sich der Promotionsbereich 
mit strukturierten Programmen anschließen. Damit würde neben den Modellstu-
diengängen in Deutschland, wie z. B auch dem Studiengang HannibaL an der 
Medizinischen Hochschule Hannover (MHH), ein am niederländischen Modell der 
Universitäten Maastricht und Groningen orientierter Studiengang angeboten.  
 
Das Konzept der Universitäten Oldenburg und Groningen wird derzeit vom Wis-
senschaftsrat begutachtet; eine Empfehlung ist im Sommer 2010 zu erwarten. 
Erst auf dieser Basis kann über das weitere Vorgehen verlässlich beraten wer-
den. Dieser europäische Studiengang steht im Einklang mit den inhaltlichen An-
forderungen der Ärztlichen Approbationsordnung an ein humanmedizinisches 
Studium in Deutschland. Gleichzeitig will er die strukturellen Schwächen der Ärzt-
lichen Approbationsordnung vermeiden.  
 
Zu 2:  
Die Bedarfe und beruflichen Einsatzfelder für Bachelorjuristen sind derzeit nur 
schwer zu beurteilen. Der Ausschuss der Konferenz der Justizministerinnen und 
Justizminister zur Koordinierung der Juristenausbildung vom 15. Oktober 2008 
hat versucht, die Erfahrungen mit juristischen Bachelor- und Masterstudiengän-
gen der Universitäten und Fachhochschulen sowie die Berufsfelder und -
aussichten, die für eine Ausbildung nach der Bachelor-/Masterstruktur relevant 
sein könnten, zu eruieren. Die hierzu befragten Universitäten, Fachhochschulen, 
Akkreditierungsagenturen, Arbeitsmarktinstitute, Arbeitgeber- und Berufsverbän-
de, berufsständischen Organisationen sowie Interessen- und sonstige Verbände 
haben als mögliche Berufsfelder Assistenztätigkeiten in Anwalts- und Notarkanz-
leien, Tätigkeiten im Personalwesen, im kaufmännischen Bereich und im Versi-
cherungswesen, im öffentlichen Dienst wie auch im Bereich der Wirtschaftsprü-
fung genannt. Allerdings muss konstatiert werden, dass neben Absolventen ein-
schlägiger Diplomstudiengänge an Fachhochschulen mit guten beruflichen Ein-



stiegsperspektiven erst vereinzelt Bachelorabsolventen auf dem Arbeitsmarkt 
sind und somit keine breiten Erfahrungswerte vorliegen.  
 
Der Abschluss eines Bachelor of Science in Humanmedizin qualifiziert nicht zu 
einer ärztlichen Tätigkeit, er schafft aber die Voraussetzung zur Ausübung ande-
rer Berufe im Gesundheitswesen. Diese umfassen Tätigkeiten im Bereich des 
Managements, des Marketings, der Öffentlichkeitsarbeit, des Vertriebs und des 
Außendienstes sowie im Bereich von Forschung und Entwicklung oder der medi-
zinischen Informatik. Auch journalistisch-redaktionelle und administrative Tätig-
keiten können ausgeübt werden. Zu den potenziellen Arbeitgebern der Bachelo-
rabsolventinnen und -absolventen zählen daher Versorgungseinrichtungen des 
Gesundheitswesens (z. B. Krankenkassen, Krankenhäuser, Praxis- oder Polikli-
niken, Rehabilitationseinrichtungen), Institutionen im Bereich von Forschung und 
Entwicklung, Unternehmen der Pharma- und Medizintechnikindustrie oder für das 
Gesundheitswesen verantwortliche Beratungs- und Prüfungsgesellschaften, Ver-
bände und politische Einrichtungen sowie Einrichtungen im Bereich der Medien.  
 
Zu 3:  
Auch die Kosten der Universität einschließlich Krankenhäuser für eine Medizinische 
Fakultät in Oldenburg werden derzeit vom Wissenschaftsrat begutachtet. Da im We-
sentlichen auf vorhandene Infrastruktur aufgebaut wird, sind die Kosten mit einer tra-
ditionellen medizinischen Fakultät nicht vergleichbar. 


